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„Die Währungsunion ist ein großer 
Irrtum. […] Das Projekt Währungsunion 
erzieht die Länder zu deutschem 
Verhalten, aber nicht alle Länder wollen 
sich so verhalten wie Deutschland.“ 
Ralf Dahrendorf, 1995
Nicht Einigkeit und Verständigung, son-
dern Konflikt und Spaltung – kein ge-
ringerer als der renommierte Soziologe 
Ralf Dahrendorf prophezeite dem Euro 
schon vor dessen Einführung eine düs-
tere Zukunft. Seine Warnung reihte sich 
ein in den Chor zahlreicher prominenter 
Kritiker der im Vertrag von Maastricht 
1992 feierlich aus der Taufe gehobenen 
europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. 
Anlass der Kritik waren vor allem die he-
terogenen Wirtschaftsstrukturen der be-
teiligten Währungsländer, die als großes 
Risiko für die langfristige Stabilität des 
Euro gesehen wurden. Die ursprünglich 
elf Gründungsmitglieder unterschieden 
sich im Hinblick auf ihr Produktivitäts-
niveau, die Struktur ihrer nationalen Ta-
rifverhandlungssysteme, ihre Inflations-
toleranz und damit letztlich in ihrer Stel-
lung als Hartwährungs- oder Weich-
währungsländer. Zugleich verzichteten 
die Maastrichter Euro-Architekten auf 
starke Institutionen, um nationale Wirt-
schafts- und Fiskalpolitiken im Sinne ei-
ner strukturellen Annäherung effektiver 
europäisch zu koordinieren.
Doch in den folgenden Jahren schie-
nen positive Entwicklungen der Kritik 
am europäischen Währungsprojekt den 
Wind aus den Segeln zu nehmen. Die 
neue Währung punktete mit einem stabi-
len Preisniveau und soliden makroöko-
nomischen Verhältnissen. Hohe Wachs-
tumsraten in den schwächeren Eurolän-
dern nährten zudem die Hoffnung auf 
eine rasche Annäherung an die ökono-
misch stärkeren nordeuropäischen Part-
ner – und das weitgehend ohne Zwang.
Mit dem Startschuss zur  Währungsunion 
trafen sich fortan die nationalen Fi-
nanzminister der Euroländer regelmä-
ßig zu informellen Gesprächen in Brüs-
sel. Die 1998 gegründete  Eurogruppe 
 diente  ihnen als Gremium zur losen 
wirtschafts- und fiskalpolitischen Koor-
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dinierung  ohne formale Entscheidungs-
befugnisse. Wenngleich nur ein schwa-
ches Abbild der von Frankreich gefor-
derten „Wirtschaftsregierung“, so schien 
die Euro gruppe als Minimalkompromiss 
dennoch Stabilität und Wohlstand in der 
Eurozone zu fördern.
Die Eurokrise ab 2010 sollte allerdings 
den frühen Kritikern späte Genugtuung 
verschaffen. Rasch entwickelte sich die 
Eurogruppe zu einem neuen Machtzent-
rum, das wichtige Beschlüsse zur Reform 
der Währungsunion inhaltlich vorberei-
tete. Hinter verschlossenen Türen traf 
das Gremium Entscheidungen mit weit-
reichenden Auswirkungen auf das Le-
ben von Millionen von Bürgerinnen und 
Bürgern in Europa.
Die Krise gab den Blick auf die Macht-
strukturen, die der Eurogruppe zugrun-
de liegen, frei, und auch auf die Unter-
schiede in den Wirtschaftsstrukturen 
der Mitgliedsländer, die in der Eupho-
rie der frühen Eurojahre lediglich ka-
schiert worden waren. Diese hatten nicht 
nur zum Ausbruch der Eurokrise bei-
getragen, sie ließen nun auch keine für 
 alle Mitgliedsstaaten akzeptable Lösung 
mehr zu. So dominierten Reformansät-
ze, die zugunsten der „Gläubigerländer“ 
ausfielen und die Interessen der „Schuld-
nerländer“ fundamental verletzten. 
Deutschlands exportorientiertes Wirt-
schaftsmodell diente als Rollenmodell 
für das von der Eurogruppe entwickelte 
wirtschaftspolitische Reformprogramm.
Den „Schuldnerländern“ blieb nichts an-
deres übrig, als die von der  Eurogruppe 
beschlossene Politik der fiskalischen 
Austerität und der inneren Abwertung 
als alternativlos anzunehmen. Die Ent-
scheidungsfindungsprozesse in der Euro-
gruppe hebelten so ein wichtiges demo-
kratisches Prinzip aus: die Möglichkeit, 
zwischen unterschiedlichen Politikpro-
grammen wählen zu können. 
Dahrendorfs Warnung erwies sich als 
weitsichtig. Die Währungsunion sollte 
die Angleichung zwischen den europäi-
schen Ländern beschleunigen und ihren 
Zusammenhalt stärken, führte aber im 
Gegenteil zu wirtschaftlicher Divergenz 
und politischen Konflikten, die bis  heute 
anhalten. Der wahrnehmbare Vertrau-
ens- und Legitimitätsverlust der Wäh-
rungsunion ist eine der gravierenden 
Folgen der Eurokrise, durch die insbe-
sondere die politische Durchschlagskraft 
der Eurogruppe weiter angewachsen war. 
Legitimität jedoch ist die entscheidende 
Größe für den dauerhaften Bestand ei-
nes demokratisch vereinbarten Regelsys-
tems. Nur so lässt sich sicherstellen, dass 
eine Mehrheit der Bürgerinnen und Bür-
ger die Institutionen, die das politische 
und wirtschaftliche Miteinander organi-
sieren, als gerecht empfinden und durch 
regelkonformes Verhalten stützen. Die 
Eurogruppe steht nun vor der Aufgabe, 
ihre Funktion und Rolle grundlegend zu 
überprüfen.
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Die Krise gab den Blick  
auf die Machtstrukturen 
in der Eurogruppe frei. 
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Der Eurogruppe gehören die Finanzminister der 19 EU-Mitgliedsstaaten an, deren gemeinsame Währung 
der Euro ist. Im Rahmen der Sitzung am 3. Dezember 2018 feierte die Runde das zwanzigjährige Bestehen 
des Euro im Januar 2019.
